
 

 

 

 

Brüssel, den 21.02.2024. In den vergangenen Tagen zeichnete sich neben der Debatte um das 

sog. „Demokratiefördergesetz“, das u.a. auch linksradikalen Vereinen und Initiativen Zugang 

zu staatlicher Finanzierung ermöglichen würde, ein weiterer Koalitionsstreit rund um das 

Thema der Bezahlkarte an. Es zeichnet sich erneut ein Mangel an Führungsstärke des Kanzlers 

ab, während wieder einmal deutlich wird, dass mit den Grünen keine Wende in der Asyl- und 

Migrationspolitik zu machen ist. 

Überall, wo die Grünen dazu in der Lage sind, verhindern sie die Einheitlichkeit des neuen 

Systems, so hatten jüngst die Grünen in Hamburg erklärt, dass sie die geplante „Social Card“ 

für „stigmatisierend und diskriminierend“ halten. In Hannover wurde die Bezahlkarte 

eingeführt, ohne den Bargeldbezug einzuschränken. Auf Landesebene setzten die Grünen in 

NRW und Niedersachsen durch, dass die Ausgestaltung der Bezahlkarte den Kommunen 

überlassen werden solle. Die Folge: Wo die Grünen mitregieren, bleiben notwendige 

Reformen aus. 

Lars Patrick Berg, Mitglied des Europäischen Parlaments, kommentierte: 

„Mit den grünen sind notwendige Verschärfungen in der Asyl- du Migrationspolitik 

grundsätzlich nicht zu machen. Überall, wo Schritte in die richtige Richtung beschlossen 

werden, versuchen die Grünen diese im Nachgang zu torpedieren oder zu verwässern. Das 

haben wir zuletzt schon beim europäischen Asylsystem gesehen und erleben es nun erneut 

bei der Bezahlkarte. 

Die Methode der Grünen ist dabei durchaus trickreich. Habeck verweigert aktuell eine 

bundesgesetzliche Regelung der Bezahlkarte und trägt so zu einem Flickenteppich in 

Deutschland bei, der die Wirksamkeit der Maßnahme reduziert. Ihm und seiner Partei 

scheinen die Folgen in Form einer drohenden Klagewelle dabei völlig gleichgültig zu sein. Bleibt 

es beim derzeit gültigen Asylbewerberleistungsgesetz, muss die Bargeldausgabe der 

„Regelfall“ bleiben. Städte, die den Kompromiss der Ministerpräsidentenkonferenz 

konsequent umsetzen, laufen dann Gefahr sich einem erheblichen Prozess-Risiko auszusetzen. 

 Die Grünen wollen schlicht keine Politik, die eine Einreise von Migranten nach Deutschland in 

irgendeiner Form begrenzt. Ein Machtwort des Kanzlers wäre längst überfällig, um Anreize für 

illegale Migration zu senken, das Geschäftsmodell der Schleuser zu bekämpfen und den 

Missbrauch von Sozialleistungen zu verhindern.“ 

 


